
Grundsatz der Gewaltenteilung, Art. 20 II 2 GG, der einer funktionsgerechten Zuordnung
hoheitlicher Befugnisse zu unterschiedlichen, jeweils aufgabenspezifisch ausgeformten Trä-
gern öffentlicher Gewalt dient und zugleich die rechtliche Bindung aller Staatsgewalt sichert
(BVerfGE 124, 78 [120] = NVwZ 2009, 1353; BVerfGE 137, 185 [233] = NVwZ 2014, 1652;
BVerfG NVwZ 2017, 137 [142]; 2017, 1364 [1366]). Das Gewaltenteilungsprinzip ist damit
zugleich Grund und Grenze des Informationsanspruchs des Parlaments gegenüber der Re-
gierung.

Die Verantwortung der Regierung gegenüber Parlament und Volk setzt notwendiger-
weise einen Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung voraus, der einen grundsätzlich
nicht ausforschbaren Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich einschließt (hierzu in
neuerer Zeit BVerfG NVwZ 2017, 137 [142]; 2017, 1364 [1366]). Dazu gehört die Willens-
bildung der Regierung selbst, sowohl hinsichtlich der Erörterungen im Kabinett als auch
bei der Vorbereitung von Kabinetts- und Ressortentscheidungen, die sich vornehmlich in
ressortübergreifenden und -internen Abstimmungsprozessen vollzieht. Eine Pflicht der
Regierung, parlamentarischen Informationswünschen zu entsprechen, besteht danach in der
Regel nicht, wenn die Information zu einem Mitregieren Dritter bei Entscheidungen führen
kann, die in der alleinigen Kompetenz der Regierung liegen. Daher erstreckt sich die
Kontrollkompetenz des Bundestages grundsätzlich nur auf bereits abgeschlossene Vorgän-
ge; sie enthält nicht die Befugnis, in laufende Verhandlungen und Entscheidungsvorberei-
tungen einzugreifen.

Vorliegend betrifft die Frage mit dem Abstimmungsverhalten gerade die Willensbildung
der Bundesregierung in Form der Positionierung der einzelnen Kabinettsmitglieder. Sie führt
daher zu einem Hineinregieren der O-Fraktion in die kabinettsinterne Willensbildung. Folg-
lich betrifft die Frage den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung. Ihre Beantwortung
wurde durch die Bundesregierung mithin zurecht abgelehnt.

Zwischenergebnis
Die zweite Frage der O-Fraktion war daher nicht zu beantworten.

III. Teilergebnis
Für die erste Frage der O-Fraktion besteht somit allein hinsichtlich des „Ob“ der Einheitlich-
keit der Kriterien ein Informationsrecht; insoweit ist der Antrag begründet. Im Übrigen
sowie hinsichtlich der zweiten Frage ist der Antrag unbegründet.

C. ERGEBNIS
Der Antrag ist zulässig und teilweise begründet.
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„,Wash and go‘ – auch am Heiligen Sonntag?“
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Mittel
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& SACHVERHALT
Die A-GmbH möchte in der kreisfreien Stadt B in NRW eine sog. SB-Waschanlage betrei-
ben. Dazu beantragte sie Anfang Januar 2016 bei der zuständigen Behörde in B eine Bau-
genehmigung.

Nach Abschluss der erforderlichen Prüfungen erteilte die Behörde am 23.2.2016 die be-
antragte Baugenehmigung zum

„Neubau einer SB-Waschanlage bestehend aus: einer Waschhalle, vier überdachten SB-
Waschplätzen, einem nicht überdachten Freiwaschplatz und acht Staubsaugerplätzen“.

Als Betriebszeit wurde in der ordnungsgemäß zum Gegenstand der Baugenehmigung
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gemachten Betriebsbeschreibung für „Werktage 6.00–22.00 Uhr“ und für „Sonn- und Feier-
tage 8.00–20.00 Uhr“ angegeben.

In der Folgezeit nahm die A-GmbH auf Grundlage dieser Baugenehmigung die SB-Wasch-
anlage als vollautomatisierte Waschanlage in Betrieb.

Nachdem die Konkurrentin K, die in B eine vergleichbare Anlage ebenfalls in der Rechts-
form einer GmbH betreibt, zufällig eines Sonntags im Mai 2017 an der für Kunden offenen
SB-Waschanlage der A-GmbH vorbeifuhr, regte sich bei ihr Ärger. Es kam, wie es kommen
musste: Die K wandte sich schriftlich am 30.5.2017 an die Stadt B und verlangte, dass gegen
die A-GmbH vorgegangen werden solle. Unter Verweis auf das Feiertagsgesetz NW trug sie
vor, dass es nicht sein könne, dass sie, die K, ihren Betrieb an Sonn- und Feiertagen
geschlossen halten müsse, während die A-GmbH ihr durch erweiterte Betriebszeiten die
Kunden abwerben könne.

Die B prüfte die geltend gemachten Einwände der K und zog eine Teil-Aufhebung der
Baugenehmigung in Erwägung. Diesbezüglich hörte sie die A-GmbH an. Die Verletzung
nachbarschützender Vorschriften konnte die B letztlich nicht feststellen, sodass sie weiter an
der ursprünglich erteilten Baugenehmigung festhalten werde, was sie der K schriftlich am
28.11.2017 mitteilte. Zeitgleich wurde die A-GmbH über die „Einstellung“ des Verwaltungs-
verfahrens in Kenntnis gesetzt.

Im Rahmen sodann folgender Korrespondenz der Stadt B mit der zuständigen Aufsichts-
behörde und der Bezirksregierung D – veranlasst durch weitere Beschwerden der K – wurde
die Stadt B darauf hingewiesen, dass der sonn- und feiertägliche Betrieb von Waschanlagen
gegen das Arbeitsverbot des § 3 Feiertagsgesetz NW verstoße und eine Ausnahme nach § 4
Feiertagsgesetz NW nicht vorliege. Die Stadt B nahm dies zum Anlass, die A-GmbH mit
Schreiben vom 31.1.2018 zur beabsichtigten Änderung der Baugenehmigung (Ausschluss des
Betriebs an Sonn- und Feiertagen) und der darüber hinaus beabsichtigten Anordnung der
sofortigen Vollziehung anzuhören.

Die A-GmbH erwiderte mit Schreiben vom 5.2.2018, dass die Teil-Aufhebung willkürlich
sei und insbesondere gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung verstoße, denn in den
umliegenden Kreisen gebe es vergleichbare SB-Waschlagen, die sonn- und feiertags geöffnet
hätten. Im Übrigen würde eine Teil-Rücknahme ohnehin zu spät erfolgen. Auch sei ihr
schlechterdings nicht erklärlich, wie man als Gewerbetreibender Vertrauen in Verwaltungs-
entscheidungen aufbauen solle, wenn zunächst von der „Einstellung“ des Verfahrens gespro-
chen werde und dies dann im Ergebnis doch nicht mehr zähle. Letztlich sei die Wagenpflege,
insbesondere die Reinigung der Scheiben, Beleuchtungseinrichtungen oder Kennzeichen nach
den Vorgaben der Straßenverkehrsordnung nötig und damit doch auch zur Weiterfahrt
erforderlich. Nicht wenige Fahrzeughalter würden zudem in der Reinigung ihres Fahrzeugs
auch einen Teil der Freizeitgestaltung erblicken und dafür auf ihre „Sonn- bzw. Feiertags-
ruhe“ verzichten. Außerdem befinde sich der Waschpark in einem abgelegenen Gewerbege-
biet. Es würden keine Arbeitnehmer eingesetzt.

Mit Bescheid vom 9.3.2018 nahm die Stadt B unter Anordnung der sofortigen Vollziehung
und unter Berufung auf den festgestellten Verstoß gegen das Verbot der Sonntagsarbeit nach
§ 3 Feiertagsgesetz NW die Baugenehmigung vom 23.2.2016 insoweit zurück, als diese den
Betrieb des „Waschparks“ an Sonn- und Feiertagen zulässt. In Bezug auf die Anordnung der
sofortigen Vollziehung gab sie in dem Bescheid an, eine Sonn- und Feiertagsöffnung der SB-
Waschanlage entfalte eine negative Vorbildwirkung, und zudem müsse eine Ungleichbehand-
lung gegenüber anderen Gewerbetreibenden verhindert werden.

Am 26.3.2018 erhob die A-GmbH bei dem zuständigen Verwaltungsgericht Klage und
stellte zudem den Antrag, die aufschiebende Wirkung dieser Klage wiederherzustellen.

Aufgabe: Erstellen Sie ein Gutachten über die Erfolgsaussichten des Antrags der A-GmbH. Dabei ist auf
alle aufgeworfenen Rechtsfragen – ggf. hilfsgutachterlich – einzugehen.
Zeitpunkt der Bearbeitung ist der 10.4.2018.
Bearbeitervermerk: Gehen Sie davon aus, dass das örtlich und sachlich zuständige Verwaltungsgericht
angerufen wurde.
Andere als die hier abgedruckten Normen des Feiertagsgesetz NW sind nicht zu prüfen.
Die §§ 3 und 4 Feiertagsgesetz NW lauten auszugsweise wie folgt:
§ 3 Arbeitsverbote
An Sonn- und Feiertagen sind alle öffentlich bemerkbaren Arbeiten verboten, die geeignet sind, die
äußere Ruhe des Tages zu stören, sofern sie nicht besonders erlaubt sind. Bei erlaubten Arbeiten sind
unnötige Störungen und Geräusche zu vermeiden. (…)
§ 4 Ausnahmen von Arbeitsverboten
An Sonn- und Feiertagen sind erlaubt:
1. …;
2. die Arbeiten der öffentlichen und privaten Unternehmen des Verkehrs, einschließlich der den Bedürf-
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nissen des Verkehrs dienenden Nebenbetriebe und der Hilfseinrichtungen des Verkehrs (z. B. Tank-
stellen, Reparaturwerkstätten, Ersatzteillager, Fahrzeugbewachung); Instandsetzungsarbeiten an Ver-
kehrsmitteln sind jedoch nur zugelassen, soweit sie für die Weiterfahrt erforderlich … sind;
3. …
4. …
5. Arbeiten, die der Erholung im Rahmen der Freizeitgestaltung dienen. Dazu gehört insbesondere der
Betrieb von Saunas, Bräunungs- und Fitneßstudios.

& LÖSUNG

Hinweis: Fall nach OVG NRW NVwZ-RR 2017, 821 sowie VG Köln BeckRS 2017, 106859.

Der Antrag der A hat Aussicht auf Erfolg, soweit er zulässig und begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

Hinweis: Vgl. zur Zulässigkeit nur Schoch/Schneider/Bier/Schoch, VwGO, 33. EL 2017, VwGO § 80
Rn. 450–499.

Der Antrag ist zulässig, wenn die Sachentscheidungsvoraussetzungen vorliegen.

I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs nach der Generalklausel, § 40 I 1 VwGO
Zunächst müsste der Verwaltungsrechtsweg eröffnet sein. Dies bestimmt sich im hier ein-
schlägigen einstweiligen Rechtsschutz danach, ob der Verwaltungsrechtsweg in einem etwai-
gen Hauptsacheverfahren eröffnet wäre. Mangels aufdrängender Sonderzuweisung richtet
sich die Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs nach § 40 I 1 VwGO.

Eine Streitigkeit ist „öffentlich-rechtlich“, wenn die streitentscheidenden Normen solche
des öffentlichen Rechts sind. Dies wiederum bestimmt sich nach hM nach der „modifizierten
Subjektstheorie“ oder auch „Sonderrechtslehre“ (vgl. Kopp/Schenke/Schenke, VwGO,
23. Aufl. 2017, VwGO § 40 Rn. 11), nach der eine Norm dann öffentlich-rechtlich ist, wenn
sie einen Träger hoheitlicher Gewalt in seiner Funktion als solchen berechtigt oder ver-
pflichtet. Hier einschlägig sind die Normen des VwVfG. NRW., genauer: §§ 48 f. VwVfG.
NRW., die es der Stadt B als Träger hoheitlicher Rechte ermöglichen, die von ihr erteilte
Baugenehmigung (teilweise) aufzuheben.

Eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit liegt danach vor. Sie ist auch nichtverfassungsrecht-
licher Art, sodass der Verwaltungsrechtsweg eröffnet ist.

II. Statthafte Antragsart
Weiterhin ist zu prüfen, welche Antragsart statthaft ist. Dies richtet sich gem. §§ 122 I, 88
VwGO nach dem (auslegungsfähigen) Begehren des Antragstellers.

Hier beantragt die A wörtlich, „die aufschiebende Wirkung ihrer Klage wieder herzu-
stellen“.

Hinweis: Vor dem Hintergrund dieser Formulierung hat eine Auslegung nicht zu erfolgen, da die A
ausdrücklich die zutreffende Formulierung des § 80 V 1 Var. 2 VwGO wählt und der Antrag einer
sprachlichen Anpassung nicht bedarf.
Sodann ist es unerlässlich, herauszustellen, dass die VwGO mit §§ 80 V, 80 a und 123 verschiedene
Eilrechtsschutzmöglichkeiten kennt und diese notwendig voneinander abzugrenzen sind (§ 123 V
VwGO).

Nach der Abgrenzungsnorm des § 123 V VwGO genießt das Verfahren nach § 80 V VwGO
Vorrang. Voraussetzung ist insoweit, dass im Hauptsacheverfahren eine Anfechtungsklage
iSd § 42 I Var. 1 VwGO statthaft ist, vgl. § 80 I 1 VwGO. Der danach notwendig erforderli-
che Verwaltungsakt (VA) iSd § 35 S. 1 VwVfG ist hier in Gestalt des Aufhebungsbescheids
der Stadt B vom 9.3.2018 gegeben. Liegt ein VA damit vor, ist in der Hauptsache die
Anfechtungsklage die statthafte Klageart. Demnach ist im Eilrechtsschutz ein Antrag nach
§ 80 V 1 Var. 2 VwGO gerichtet auf Wiederherstellung der wegen § 80 II 1 Nr. 4 VwGO
entfallenen aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage statthaft.

III. Antragsbefugnis
Die A müsste auch analog § 42 II VwGO antragsbefugt sein, was sich danach bestimmt, ob
sie im Hauptsacheverfahren klagebefugt wäre. Es müsste die Möglichkeit der Verletzung in
eigenen Rechten bestehen (vgl. BeckOKVwGO/Schmidt-Kötters, Beck’scher Online-Kom-
mentar VwGO, 45. Ed. 1.7.2017, § 42 Rn. 175 mwN). Vorliegend erscheint es nicht von

Problemlosigkeit der
Zulässigkeit erkennen und in

der gebotenen Kürze
darstellen
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